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Folgen einer verdeckten Einlage auszu-
lösen.

Orientierung an der Praxis

Nachdem der Deutsche bAV Service in 
der führenden Fachliteratur bereits he-
rausgearbeitet hatte (vergleiche BB 
2009, 2568; GStB 4/2010, 138), wie 
im Falle eines noch in der Anwart-
schaftsphase befindlichen Gesellschaf-
ter-Geschäftsführers die zuvor genann-
ten Ziele durch einen rechtskonform 
gestalteten Verzicht auf den Future-
Service realisiert werden können und 
auch entsprechend positive Bestätigun-
gen einzelner Finanzverwaltungen be-
ziehungsweise konkreter Mandantenfäl-
le eingeholt werden konnte, hatten die 
Finanzverwaltungen bislang eine dia-
metral entgegengesetzte Auffassung 
vertreten. Die Folge: Gefahr einer ho-
hen Einkommensteuerbelastung für 
den betroffenen Gesellschafter-Ge-
schäftsführer bei Vornahme der be-
schriebenen Umsetzung.

Folgerichtig schließt sich das BMF nun 
in seinem Schreiben vom 14. August 
2012 jedoch der Auffassung des Deut-
schen bAV Service an und legt fest, 
dass ein beschriebener steuerunschäd-
licher Verzicht eines beherrschenden 
Gesellschafter-Geschäftsführers genau 
dann möglich ist, wenn die nach Her-
absetzungen noch verbleibenden Ver-
sorgungsleistungen genau dem bereits 
erdienten Anteil entsprechen. In diesem 
Fall beträgt der Wert der verdeckten 
Einlage nach § 8 Absatz 3 Satz 3 KStG 
0,– Euro. Vor diesem Hintergrund steht 
der Anwendungspraxis wieder ein 
rechtssicheres Instrumentarium zur fle-
xiblen Gestaltung der Gesellschafter-
Geschäftsführer-Versorgung zur Verfü-
gung.  V&S

Gesellschafter-Geschäftsführer 
von Kapitalgesellschaften 
stehen immer häufiger vor der 
Fragestellung, wie sie in der 
Zukunft mit der ihnen gegen-
über erteilten unmittelbaren 
Pensionszusage verfahren 
sollen. Ein neues Schreiben des 
BMF schafft jetzt Klarheit. 
(Red.)

Nach der jahrelang zwischen der Finanz-
verwaltung und der Anwendungspraxis 
geführten Diskussion, inwiefern ein be-
herrschender Gesellschafter-Geschäfts-
führer einer Kapitalgesellschaft ersatzlos 
auf seine noch nicht erdienten unmit-
telbaren betrieblichen Versorgungsan-
sprüche steuerunschädlich verzichten 
kann (sogenannter Verzicht auf den 
Future-Service), hat das Bundesminis-
terium der Finanzen (BMF) nun endlich 
eine klarstellende Entscheidung getrof-
fen (BMF-Schreiben vom 14. August 
2012 – IV C 2 – S 2743/10/10001 
:001, 2012/0652306 -).

Einvernehmliche Herabsetzung 
der Versorgungsleistungen

Im Rahmen eines sogenannten Ver-
zichts auf den Future-Service wird die 
bestehende Pensionsverpflichtung da-
durch eingedämmt, dass die Vertrags-
parteien eine einvernehmliche Herab-
setzung der Versorgungsleistungen auf 
die Höhe der unverfallbar erworbenen 
Versorgungsanwartschaften vereinbaren.

In vielen Fällen wird die Überlegung 
dadurch ausgelöst, dass die bestehen-
de Rückdeckungsanlage beziehungs-
weise Rückdeckungsversicherung es 
nicht mehr gewährleisten kann, die 
Pensionsverpflichtung nachhaltig zu er-
füllen.

In anderen Fällen steht die Nachfolge-
planung an und erfordert eine kritische 
Auseinandersetzung mit dem Umfang 
der Verpflichtung. In der betrieblichen 
Praxis wird seitens des betroffenen Ge-
schäftsführers daher nicht selten der 

Wunsch geäußert, dass er „ja einfach 
auf seine Versorgungszusage insoweit 
verzichten könne, als diese nicht mehr 
durch die Rückdeckungsanlage gedeckt 
wird“.

Dabei wird in der Regel angenommen, 
dass außer einem außerordentlichen 
Ertrag auf Gesellschaftsebene – bedingt 
durch die vorzunehmende Auflösung 
der gebildeten Pensionsrückstellungen 
– keine weiteren Konsequenzen zu be-
fürchten sind. Dem ist jedoch leider 
nicht in allen Fällen so.

Wichtig – das Motiv 
für den Verzicht

Nach ständiger Bundesfinanzhof-(BFH-) 
Rechtsprechung (15. Oktober 1997 – I 
R 58/93, BB 1998, 419) führt der Ver-
zicht auf eine werthaltige Pensionszu-
sage dann zu einer verdeckten Einlage, 
wenn das Motiv für den Verzicht in der 
Gesellschafterstellung zu finden ist. In 
der Rechtsfolge kommt es zum fiktiven 
Zufluss beim Gesellschafter-Geschäfts-
führer im Sinne des § 19 EStG. In der 
Beratungspraxis wird deshalb vermehrt 
nach Lösungsansätzen gesucht, die  
die Herabsetzung der zugesagten Ver-
sorgungsleistungen ermöglichen, ohne 
gleichzeitig die negativen steuerlichen 

bAV beherrschender Gesellschafter-Geschäftsführer

Verzicht auf den Future-Service 
wieder möglich – BMF gibt nach
Sebastian Uckermann

Sebastian Uckermann, Geschäftsführer, 
Deutscher bAV Service, Köln

www.deutscher-bav-service.de
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